Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3132 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 25. Januar 1957 


Abschrift 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 170. Sitzung 
am 25. Januar 1957 beschlossen hat, dem vom Deutschen Bundes- 
tag am 13. Dezember 1956 verabschiedeten 

Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Gerichtsverfassung und des Verfahrensrechts 
(Rechtspflegergesetz) 

- Drucksachen 2855, zu 2855, 161, zu 161 - 


gemäß Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes zuzustimmen. 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß bei der Verkündung des 
Gesetzes an dessen Schluß ein Hinweis folgenden Wortlauts aufzu- 
nehmen ist: 

„Die verfassungsmäßigen Rechte des Landes Baden-Württemberg 
aus Artikel 138 des Grundgesetzes sind gewahrt.“ 

Begründung 

Der Hinweis ist gemäß Artikel 138 GG notwendig, weil durch § 33 
Abs. 1 bis 3 in die Einrichtung des Notariats im badischen Rechts- 
gebiet des Landes Baden- Württemberg einbegriffen wird. 

gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 25. Januar 1957 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 11. Januar 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. Sieveking 
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